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Gesetz
über die Verwaltungsrechtspflege
(VRG)

Änderung vom [Datum]

Betroffene SRL-Nummern:
Neu: –
Geändert: 7 | 20 | 40 | 200 | 260 | 305 | 620 | 730 | 740
Aufgehoben: –

Der Kantonsrat des Kantons Luzern,

auf Antrag des Regierungsrates,

beschliesst:

I.
Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege (VRG) vom 3. Juli 19721 (Stand 1. Septem-
ber 2021) wird wie folgt geändert:

§  5 Abs. 1  (geändert)

e. Eingaben  (Überschrift geändert)
1 Eingaben im Sinne dieses Gesetzes sind Gesuche, die durch Entscheid zu erledigen 
sind, Rechtsmittel und Klagen sowie die damit zusammenhängenden Stellungnahmen 
und Vernehmlassungen.

§  8 Abs. 3
3 In Verwaltungssachen nach Absatz 1b sind die Vorschriften des Gesetzes über folgen-
de Gegenstände sinngemäss anwendbar:
d. (geändert) Inhalt des Entscheids und Rechtsmittelbelehrung (§§ 110 und 111);

§  14 Abs. 1, Abs. 3  (geändert)
1 Wer einen Entscheid fällen oder instruieren soll, befindet sich im Ausstand:
a. (geändert) wenn er oder sie Partei ist oder an der Sache sonstwie ein eigenes In-

teresse hat;
b. wenn jemand der folgenden Angehörigen Partei ist:

1. (geändert) Ehegatte oder Ehegattin, eingetragener Partner oder eingetragene 
Partnerin, Verlobter oder Verlobte;

2. (geändert) Blutsverwandte in der geraden Linie; Stiefeltern oder Stiefkinder 
sowie eingetragene Partnerinnen oder Partner der Eltern oder Kinder des 
eingetragenen Partners oder der eingetragenen Partnerin; Schwiegereltern, 
Eltern des eingetragenen Partners oder der eingetragenen Partnerin, Schwie-
gersöhne oder Schwiegertöchter;

4. (geändert) Ehegatten oder Ehegattin oder eingetragene Partnerinnen oder 
Partner von Geschwistern des eigenen Ehegatten oder der eigenen Ehegattin 
oder des eigenen eingetragenen Partners oder der eigenen eingetragenen 
Partnerin;

c. (geändert) wenn er oder sie Gesellschafter oder Gesellschafterin einer als Partei 
beteiligten Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft ist oder dem Verwaltungs- 
oder Kontrollorgan einer als Partei beteiligten juristischen Person des privaten 
Rechts angehört;
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d. (geändert) wenn er oder sie in einer Vorinstanz in der gleichen Sache entschieden 
hat; bei den Verhandlungen des Regierungsrates hat der betroffene Departements-
vorsteher oder die betroffene Departementvorsteherin in solchen Fällen beratende 
Stimme;

e. (geändert) wenn er oder sie Vertreter oder Vertreterin, Geschäftsführer oder Ge-
schäftsführer oder Bevollmächtigter oder Bevollmächtigte einer Partei ist oder für 
die Partei in der gleichen Sache als Anwalt oder Anwältin, Gutachter oder Gut-
achterin oder Berater oder Beraterin gehandelt hat;

f. (geändert) wenn jemand der folgenden Angehörigen Parteivertreter oder Partei-
vertreterin ist:
1. (geändert) Ehegatte oder Ehegattin, eingetragener Partner oder eingetragene 

Partner, Verlobter oder Verlobte;
2. (geändert) Blutsverwandte in der geraden Linie; Stiefeltern oder Stiefkinder 

sowie eingetragene Partnerinnen und Partner der Eltern oder Kinder des 
eingetragenen Partners oder der eingetragenen Partnerin; Schwiegereltern, 
Eltern eingetragener Partnerinnen und Partner, Schwiegersöhne oder 
Schwiegertöchter;

g. (geändert) wenn er oder sie aus einem andern sachlich vertretbaren Grund als be-
fangen erscheint.

3 Die Ausstandsgründe gelten auch für den Gerichtsschreiber oder die Gerichtsschreibe-
rin, doch können die Parteien auf seinen oder ihren Ausstand verzichten.

§  15 Abs. 1  (geändert)
1 Amtspersonen, auf die ein Ausstandsgrund zutrifft, melden ihn sofort nach Entstehen 
oder Bekanntwerden der nach § 16 zuständigen Instanz. Einzelbehörden können die Sa-
che stattdessen ihrer Stellvertreterin oder ihrem Stellvertreter überweisen; dieser oder 
diese teilt die Übernahme den Parteien mit.

§  16 Abs. 1, Abs. 2  (geändert), Abs. 3
1 Ist der Ausstand streitig, so entscheidet:
b. (geändert) der Departementsvorsteher oder die Departementsvorsteherin in Aus-

standsfällen von Angestellten seines beziehungsweise ihres Departements;
2 Die Behörde entscheidet auch, ob Amtshandlungen des oder der Ausstandspflichtigen 
zu wiederholen sind, und bezeichnet nötigenfalls einen ausserordentlichen Stellvertreter 
oder eine ausserordentliche Stellvertreterin.
3 Sollten sich so viele Mitglieder und Ersatzleute im Ausstand befinden, dass die Kolle-
gialbehörde nicht mehr beschlussfähig ist, so entscheidet über den streitigen Ausstand:
c. (geändert) an Stelle des Kantonsgerichtes die von dessen Präsidenten oder deren 

Präsidentin durch das Los aus den Abteilungspräsidentinnen und -präsidenten der 
erstinstanzlichen Gerichte bestellten ausserordentlichen Richterinnen und Richter;

§  21b Abs. 1  (geändert)
1 Wer einen Gegenstand, der im Streit liegt, erwirbt, kann an Stelle des Veräusserers 
oder der Veräusserin das Verfahren eintreten. Er oder sie hat der Behörde eine schriftli-
che Eintrittserklärung zuhanden der Parteien einzureichen.

§  22 Abs. 1  (geändert), Abs. 1bis  (geändert), Abs. 2  (geändert)
1 Die Partei kann sich vertreten lassen, soweit sie im Verfahren nicht persönlich mitzu-
wirken hat. Die Partei kann sich ferner an den Verhandlungen durch einen Vertreter 
oder eine Vertreterin verbeiständen lassen.
1bis Bei Kollektiveingaben oder inhaltlich gleichen Einzeleingaben kann die Behörde eine 
Frist zur Bezeichnung eines gemeinsamen Zustellungsdomizils oder eines gemeinsamen 
Vertreters oder einer gemeinsamen Vertreterin setzen. Kommen die Beteiligten dieser 
Aufforderung innert Frist nicht nach, kann die Behörde entweder ein Zustellungsdomizil 
bezeichnen oder einen Vertreter oder eine Vertreterin bestimmen.
2 Die Behörde richtet ihre Zustellungen an den ihr gemeldeten Parteivertreter oder an die 
ihr gemeldete Parteivertreterin, solange ihr das Erlöschen der Vollmacht nicht bekannt 
ist.
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§  23 Abs. 1  (geändert), Abs. 2  (geändert)

b. Parteivertreter oder Parteivertreterin  (Überschrift geändert)
1 Der Parteivertreter oder die Parteivertreterin muss unbeschränkte Handlungsfähigkeit 
besitzen.
2 Zur berufsmässigen Parteivertretung vor dem Kantonsgericht sind nur die nach dem 
Gesetz über das Anwaltspatent und die Parteivertretung (Anwaltsgesetz) vom 4. März 
20022 zur Parteivertretung zugelassenen Anwältinnen und Anwälte berechtigt, ausge-
nommen in Streitsachen, welche öffentlich-rechtliche Abgaben, Schatzungen oder die 
Sozialversicherung betreffen.

§  24 Abs. 1  (geändert), Abs. 2  (geändert), Abs. 3  (geändert)
1 Der Parteivertreter oder die Parteivertreterin reicht als Ausweis eine Vollmachtsurkun-
de ein.
2 Die Behörde kann die fehlende Vollmachtsurkunde jederzeit nachfordern und braucht, 
bis diese eintrifft, den Eingaben des Parteivertreters oder der Parteivertreterin keine Fol-
ge zu geben.
3 Wenn der Parteivertreter oder die Parteivertreterin innert angesetzter Frist keine Voll-
machtsurkunde einreicht, tritt die Behörde auf seine beziehungsweise ihre Eingaben 
nicht ein. Wird dadurch das Verfahren erledigt, so kann sie ihm oder ihr die Kosten auf-
erlegen.

§  25 Abs. 4  (geändert)
4 Wenn nötig, wird zu den Verhandlungen ein Übersetzer oder eine Übersetzerin zuge-
zogen. Die Vorschriften über die Sachverständigen sind sinngemäss anwendbar (§§ 93–
97 und 99).

§  26 Abs. 1  (geändert), Abs. 2  (geändert), Abs. 3  (aufgehoben), Abs. 4  (aufgehoben)

2. Form des Verfahrens
a. Grundsatz  (Überschrift geändert)
1 Der Verkehr mit den Behörden erfolgt schriftlich in elektronischer oder in Papierform. 
Vorbehalten bleiben Vorschriften, welche Parteiverhandlungen vorschreiben oder ein 
persönliches Erscheinen verlangen.
2 Elektronische Verfahrenshandlungen erfolgen über gesicherte Übermittlungssysteme, 
welche die Behörde bezeichnet. Der Regierungsrat und das Kantonsgericht regeln das 
Nähere durch Verordnung. Insbesondere können sie Bestimmungen über die Anforde-
rungen an die elektronische Übermittlung, das Format der elektronischen Übermittlung 
und die elektronische Akteneinsicht erlassen.
3 aufgehoben
4 aufgehoben

§  26a  (neu)

b. Pflicht zur Teilnahme am elektronischen Verfahrensverkehr
1 Soweit die Behörde die zentrale Plattform nach dem Bundesgesetz über die Plattfor-
men für die elektronische Kommunikation in der Justiz (BEKJ) vom 20. Dezember 
20243 verwendet, muss am Verfahren elektronisch teilnehmen, wer:
a. berufsmässig Personen vor Verwaltungsbehörden oder Gerichten vertritt,
b. nach dem Bundesgesetz über die Freizügigkeit der Anwältinnen und Anwälte vom 

23. Juni 2000 Parteien vor schweizerischen Gerichten vertreten darf,
c. als Behörde am Verfahren teilnimmt, namentlich als Partei oder Vorinstanz,
d. instruierende Instanz oder entscheidende Behörde ist.
2 Die Behörden untereinander können über andere technisch geeignete Übermittlungs-
systeme verkehren.
3 Wer zur Benutzung des elektronischen Übermittlungssystems nach den Absätzen 1a-c 
verpflichtet ist und Eingaben auf Papier einreicht, dem setzt die Behörde eine angemes-
sene Frist für die elektronische Einreichung mit der Androhung, dass die Eingabe 
andernfalls als nicht erfolgt gilt.

2 SRL Nr. 280. Auf dieses Gesetz wird im Folgenden nicht mehr hingewiesen.
3 SR 172.023
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§  26b  (neu)

c. Freiwilliger elektronischer Verfahrensverkehr
1 Eine Partei, die der Pflicht nach § 26a nicht unterliegt, kann nach Massgabe der Be-
stimmungen über die Plattform nach dem BEKJ erklären, am Verfahren elektronisch 
teilzunehmen.

§  26c  (neu)

c. Nachreichung von Dokumenten auf Papier
1 Die Behörde kann verlangen, dass elektronisch eingereichte Dokumente auf Papier 
nachgereicht werden, namentlich wenn
a. aus technischen Gründen ihre Bearbeitung oder Verwendung im Verfahren nicht 

möglich ist;
b. dies zur Überprüfung ihrer Echtheit notwendig ist.

§  26d  (neu)

d. Elektronische Signaturen
1 Eingaben über gesicherte Übermittlungssysteme, bei denen der Eingabesteller oder die 
Eingabestellerin eindeutig identifiziert werden kann, erfüllen die Anforderungen an eine 
unterschriftsbedürftige Eingabe. Kann das Übermittlungssystem diese Identifizierung 
nicht gewährleisten, ist die Eingabe mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach 
dem Bundesgesetz über die elektronische Signatur (ZertES) vom 18. März 20164 zu ver-
sehen.
2 Unterschriftsbedürftige Vorladungen, Entscheide und andere Mitteilungen von Behör-
den enthalten im gesicherten Übermittlungssystem den Namen der für die Behörde han-
delnden Person und das geregelte elektronische Siegel mit dem qualifizierten elektroni-
schen Zeitstempel nach ZertES.
3 Der Regierungsrat und das Kantonsgericht regeln das Nähere durch Verordnung.

§  27 Abs. 3  (geändert)
3 Die Vorladung ist zu unterzeichnen.

§  28 Abs. 1  (geändert), Abs. 2  (geändert), Abs. 3  (geändert), Abs. 4  (aufgehoben)

4. Zustellung
a. Grundsatz  (Überschrift geändert)
1 Bei Empfängerinnen und Empfängern, die nicht über das massgebliche Übermittlungs-
system gemäss § 26 Absatz 2 verkehren, erfolgt die Zustellung durch die Post.
2 Ausnahmsweise kann die Behörde die Zustellung durch die Polizei veranlassen. Wenn 
der Empfänger oder die Empfängerin ausserhalb des Kantons seinen Wohnsitz oder Sitz 
hat, kann die Behörde die örtlich zuständige Instanz ersuchen, die Zustellung nach dem 
örtlich anwendbaren Recht vorzunehmen.
3 Parteien mit Wohnsitz oder Sitz im Ausland haben auf Verlangen der Behörde eine 
Adresse im für die Behörde massgeblichen elektronischen Übermittlungssystem anzuge-
ben oder in der Schweiz ein Zustellungsdomizil zu bezeichnen. Zustellungen an Partei-
en, die dieser Aufforderung nicht Folge leisten, können unterbleiben oder durch öffentli-
che Mitteilung erfolgen.
4 aufgehoben

§  28a  (neu)

b. Zeitpunkt der Zustellung
1 Zum nachstehenden Zeitpunkt gelten als zugestellt:
a. elektronische Mitteilungen: sobald sie erstmals auf dem massgeblichen Übermitt-

lungssystem abgerufen sind, spätestens jedoch am Ende des siebten Tages, nach-
dem sie die Behörde auf diesem bereitgestellt hat, sofern die Person mit einer Zu-
stellung rechnen musste;

4 SR 943.03
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b. Mitteilungen, die nur gegen Unterschrift des Adressaten oder der Adressatin oder 
einer anderen berechtigten Person überbracht werden: spätestens am siebten Tag 
nach dem ersten erfolglosen Zustellungsversuch, sofern die Person mit einer Zu-
stellung rechnen musste;

c. Mitteilungen, die an einem Samstag, Sonntag oder einem vom Bundesrecht oder 
vom kantonalen Recht anerkannten Feiertag nicht gegen Unterschrift überbracht 
wird: am nächstfolgenden Werktag.

§  29 Abs. 2  (geändert)
2 Der Empfänger oder die Empfängerin hat auf Verlangen den Empfang zu bestätigen.

§  30 Abs. 1
1 Die Behörde kann ihre Mitteilung im Kantonsblatt veröffentlichen:
a. (geändert) gegenüber einer Partei, die unbekannten Aufenthaltes ist und keinen 

erreichbaren Vertreter oder keine erreichbare Vertreterin hat;
b. (geändert) gegenüber einer Partei, die sich im Ausland aufhält und keinen erreich-

baren Vertreter oder keinen erreichbare Vertreterin hat, wenn die Zustellung an 
ihren Aufenthaltsort unmöglich ist oder wenn die Partei entgegen § 28 Absatz 3 
keine Adresse auf dem für die Behörde massgeblichen Übermittlungssystem 
angegeben oder kein Zustellungsdomizil in der Schweiz bezeichnet hat;

§  31 Abs. 1  (geändert)
1 Fristen, die durch eine behördliche Mitteilung ausgelöst werden, beginnen mit der 
massgebenden Eröffnung zu laufen (§§ 28, 28a, 30, 112, 113).

§  33 Abs. 2  (geändert), Abs. 2bis  (aufgehoben), Abs. 2ter  (neu), Abs. 2quater  (neu)
2 Eingaben müssen spätestens am letzten Tag der Frist
a. (neu) über das von der Behörde bezeichnete Übermittlungssystem eingereicht 

sein; massgebend ist der vom Übermittlungssystem quittierte Zeitpunkt, oder
b. (neu) bei der Behörde eintreffen oder zu deren Handen der Schweizerischen Post 

übergeben sein.
2bis aufgehoben
2ter Hat eine Person im Ausland eine Frist zu wahren, genügt es, wenn die Eingabe am 
letzten Tag der Frist bei einer schweizerischen diplomatischen oder konsularischen Ver-
tretung eintrifft.
2quater Ist das massgebliche Übermittlungssystem am Tag, am dem eine Frist abläuft, nicht 
erreichbar, verlängert sich die Frist bis zu dem Tag, der auf den Tag folgt, an dem das 
Übermittlungssystem wieder erreichbar ist. Fällt der Folgetag auf einen öffentlichen Ru-
hetag gemäss § 34 VRG, so endet die Frist am nächstfolgenden Werktag. Im Übrigen 
gilt Artikel 26 Absätze 3-5 BEKJ sinngemäss.

§  35 Abs. 1  (geändert)
1 Die Behörde kann gesetzlich bestimmte Fristen nur erstrecken, wenn die betroffene 
Partei oder ihr Vertreter beziehungsweise ihre Vertreterin während des Fristenlaufes 
stirbt oder handlungsunfähig wird.

§  36 Abs. 1  (geändert)
1 Die Behörde kann versäumte Fristen und Termine wiederherstellen, wenn die Partei 
oder ihr Vertreter beziehungsweise ihre Vertreterin

Aufzählung unverändert.

§  38 Abs. 1  (geändert), Abs. 2  (geändert)
1 Zu den Parteiverhandlungen vor Verwaltungsbehörden haben Dritte nur Zugang, so-
weit sie die Behörde aus besondern Gründen zulässt.
2 Zu den Parteiverhandlungen vor dem Kantonsgericht haben Dritte Zugang, ausgenom-
men in abgabe- und personalrechtlichen Streitsachen oder wenn das Kantonsgericht die 
Öffentlichkeit aus wichtigen Gründen ausschliesst.
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§  38a  (neu)

Einsatz elektronischer Mittel zur Ton- und Bildübertragung
1 Die Behörde kann mündliche Verfahrenshandlungen auf Antrag oder von Amtes we-
gen mittels elektronischer Mittel zur Ton- und Bildübertragung, insbesondere mittels Vi-
deokonferenz, durchführen oder den am Verfahren beteiligten Personen die Teilnahme 
mittels solcher Mittel gestatten, wenn das persönliche Erscheinen der Parteien nicht oder 
nur mit grossem Aufwand möglich ist.
2 Die Übertragung hat für sämtliche an der Verfahrenshandlung beteiligten Personen 
zeitgleich zu erfolgen.
3 Bei Zeugeneinvernahmen (§§ 73-87) sowie Parteieinvernahmen und Beweisaussagen 
(§§ 88-92) erfolgt eine Aufzeichnung; bei den übrigen Verfahrenshandlungen kann eine 
Aufzeichnung erfolgen.
4 Mit dem Einverständnis der betroffenen Personen kann ausnahmsweise auf die Über-
tragung des Bildes verzichtet werden, wenn besondere Dringlichkeit oder andere beson-
dere Umstände des Einzelfalls vorliegen.
5 Der Regierungsrat und das Kantonsgericht regeln die technischen Voraussetzungen 
und die Anforderungen an den Datenschutz und die Datensicherheit.

Titel nach § 45  (geändert)

2.3.4 Rechte und Pflichten der Parteien und Dritter

§  46 Abs. 1  (geändert), Abs. 2  (geändert)
1 Die Behörde gibt den Parteien Gelegenheit, sich vor einem Entscheid zur Sache zu äus-
sern.
2 Die Behörde muss den Parteien das rechtliche Gehör nicht gewähren:

Aufzählung unverändert.

§  48 Abs. 1  (geändert), Abs. 1bis  (aufgehoben), Abs. 2  (aufgehoben)

3. Akteneinsicht
a. Grundsatz in hängigen Verfahren  (Überschrift geändert)
1 Die Parteien sind berechtigt, in ihren eigenen Angelegenheiten folgende Akten einzu-
sehen:
d. (geändert) die ihr eröffneten Entscheide.
1bis aufgehoben
2 aufgehoben

§  49 Abs. 1  (geändert)
1 Die Behörde darf die Akteneinsicht verweigern, soweit die Geheimhaltung bestimmter 
Akten geboten ist:

Aufzählung unverändert.

§  50 Abs. 1  (geändert)
1 Wenn die Behörde bestimmte Akten geheimhält, darf sie es als Beweismittel zum 
Nachteil einer Partei nur berücksichtigen, soweit diese Kenntnis vom wesentlichen In-
halt und Gelegenheit erhalten hat, sich zu äussern und Gegenbeweise zu beantragen.

§  50a  (neu)

d. Grundsatz bei Akteneinsicht nach Verfahrensabschluss
1 Nach rechtskräftiger Erledigung des Verfahrens können Personen die Akten einsehen, 
wenn sie ein schutzwürdiges Interesse geltend machen können. Insbesondere haben sie 
ein Einsichtsrecht, wenn sie
a. Partei waren,
b. ein gerichtliches oder administratives Verfahren anstrengen, für das die Akten von 

Bedeutung sind,
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c. ein wissenschaftliches Interesse (Studien- oder Forschungszweck) nachweisen 
können; lässt der Bearbeitungszweck die Anonymisierung der Akten nicht zu, 
müssen sich die Berechtigten verpflichten, über die eingesehenen Akten Still-
schweigen zu bewahren und die gewonnenen Informationen nur zum angegebenen 
Forschungszweck zu verwenden.

2 Die Einsicht in die Akten ist nicht zu gewähren, wenn ein schutzwürdiges Interesse an 
der Geheimhaltung seitens privater Dritter oder der Öffentlichkeit vorgeht.
3 Für die Gewährung von Akteneinsicht kann die Behörde eine Gebühr erheben. Der Re-
gierungsrat und das Kantonsgericht regeln die Bemessung der Gebühr.

§  50b  (neu)

e. Zuständigkeit und Form
1 In hängigen Verfahren ist die instruierende Instanz zuständig und nach Eintritt der 
Rechtskraft die Behörde, welche das Verfahren abgeschlossen hat.
2 Die Akten sind am Sitz der entscheidenden Behörde in der Form einzusehen, in der sie 
vorliegen. Elektronische Akteneinsicht kann auf dem von der Behörde bezeichneten 
Übermittlungssystem gewährt werden.

§  51 Abs. 1  (geändert)
1 Die Behörde kann Parteien, Parteivertreterinnen und -vertretern sowie Dritten einen 
Verweis erteilen oder ihnen eine Ordnungsbusse bis zu 2000 Franken auferlegen, wenn 
sie in einer Verwaltungssache

Aufzählung unverändert.

§  55 Abs. 1
1 Die Parteien haben bei der Feststellung des Sachverhalts mitzuwirken:
a. (geändert) wenn sie das Verfahren durch eine Eingabe veranlasst haben;

§  60 Abs. 1  (geändert)
1 Als Urkunden gelten Dokumente, die geeignet sind, rechtserhebliche Tatsachen zu be-
weisen, wie Schriftstücke, Zeichnungen, Pläne, Fotos, Filme, Tonaufzeichnungen, elek-
tronische Dateien und dergleichen sowie private Gutachten der Parteien.

§  62 Abs. 1  (geändert)
1 Die Parteien haben die Urkunden, die sie als Beweismittel anrufen und besitzen, zu-
sammen mit ihren Eingaben einzureichen.

§  63 Abs. 2  (geändert)
2 Die Behörden, welche diesem Gesetz unterstehen (§ 6), und die andern kantonalen In-
stanzen stellen sich gegenseitig ihre in § 48 genannten Urkunden als Beweismittel zur 
Verfügung. Die Behörde, der die Urkunde einzureichen ist, bezeichnet das zulässige 
elektronische Übermittlungssystem.

§  66 Abs. 1  (geändert)

6. Kopien  (Überschrift geändert)
1 Wird eine Urkunde in Kopie eingereicht, so kann die Behörde die Beglaubigung oder 
die Einreichung des Originals verlangen.

§  67 Abs. 1  (geändert)
1 Wenn die Einreichung von Urkunden infolge ihrer Beschaffenheit nicht tunlich ist oder 
berechtigte Interessen verletzen würde, kann die Behörde sie beim Besitzer oder der 
Besitzerin in Augenschein nehmen.

§  69 Abs. 1  (geändert)
1 Wenn Parteien oder Dritte sich unberechtigterweise weigern, eine angeforderte Urkun-
de einzureichen, kann die Behörde eine Ordnungsbusse verhängen (§ 51).
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§  71 Abs. 2  (geändert)
2 Mündlich erteilte Beweisauskünfte sind in einem Protokoll festzuhalten. Bei Aufzeich-
nung mit technischen Hilfsmitteln gilt § 85a sinngemäss.

§  78 Abs. 1  (geändert), Abs. 2  (geändert)
1 Behördenmitglieder, Angestellte, Geistliche, Anwältinnen und Anwälte, Urkundsper-
sonen, nach Obligationenrecht zur Verschwiegenheit verpflichtete Revisorinnen und Re-
visoren, Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Apothekerinnen und Apo-
theker, Hebammen und ihre Hilfspersonen sind als Zeuginnen und Zeugen von der Aus-
sagepflicht befreit, soweit sie nach dem Personalgesetz5, nach den Artikeln 320 und 321 
des Schweizerischen Strafgesetzbuches oder nach andern Gesetzen durch ihr Amts- oder 
Berufsgeheimnis gebunden sind.
2 Mediatorinnen und Mediatoren sind berechtigt, über Tatsachen, die sie bei ihrer Tätig-
keit nach § 41b wahrgenommen haben, das Zeugnis zu verweigern.

§  79 Abs. 1  (geändert)
1 Wer an der Veröffentlichung von Informationen in periodischen Druckschriften, Radio 
und Fernsehen als Redaktor oder Redaktorin, Reporter oder Reporterin, Verleger oder 
Verlegerin, Drucker oder Drucker oder sonstwie mitwirkt, kann als Zeuge oder Zeugin 
die Aussage über Inhalt und Quelle seiner Informationen verweigern.

§  80 Abs. 1  (geändert)
1 Die Parteien sind, unter Vorbehalt von Absatz 2, berechtigt, an Zeugeneinvernahmen 
teilzunehmen. Die Behörde gibt ihnen die notwendigen Informationen rechtzeitig be-
kannt.

§  80a  (neu)

Einvernahme mittels Ton- und Bildübertragung
1 Die Behörde kann die Zeugeneinvernahme mit elektronischen Mitteln zur Ton- und 
Bildübertragung durchführen, sofern keine überwiegenden öffentlichen oder privaten In-
teressen entgegenstehen. Die übrigen Teilnehmerinnen und Teilnehmer können in den 
Räumlichkeiten der Behörde anwesend sein.

§  81 Abs. 1  (geändert)
1 Die einvernehmende Person beginnt die Einvernahme, indem sie
a. (geändert) die Personalien des Zeugen oder der Zeugin feststellt;

§  82 Abs. 1  (geändert), Abs. 2  (geändert)
1 Die einvernehmende Person stellt dem Zeugen oder der Zeugin die Fragen.
2 Anwesende Parteien können zur Ergänzung oder Erläuterung weitere Fragen beantra-
gen. Über ihre Zulässigkeit befindet die einvernehmende Person.

§  83 Abs. 1  (geändert)
1 Die einvernehmende Person kann Parteien sowie Zeuginnen und Zeugen, deren Aussa-
gen sich widersprechen, einander gegenüberstellen.

§  84 Abs. 1  (geändert)
1 Die einvernehmende Person oder ein Protokollführer oder eine Protokollführerin führt 
über die Einvernahme ein Protokoll, worin festzuhalten sind:

Aufzählung unverändert.

§  85 Abs. 1  (geändert), Abs. 2  (geändert), Abs. 3  (geändert)
1 Das Protokoll wird dem Zeugen oder der Zeugin vorgelesen oder zum Lesen gegeben.
2 Die einvernehmende Person, der Protokollführer oder die Protokollführerin und der 
Zeuge oder die Zeugin bestätigen die Richtigkeit des Protokolls mit ihrer Unterschrift.

5 SRL Nr. 51

https://srl.lu.ch/data/51/de
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3 Wenn der Zeuge oder die Zeugin die Unterzeichnung verweigert, wird dies im Proto-
koll vermerkt.

§  85a  (neu)

Protokollierung bei Aufzeichnung
1 Werden die Aussagen während einer Verhandlung mit technischen Hilfsmitteln aufge-
zeichnet, so gelten für die Protokollierung folgende Abweichungen:
a. Das Protokoll kann nachträglich gestützt auf die Aufzeichnung erstellt werden.
b. Die Behörde oder das einvernehmende Behördenmitglied kann darauf verzichten, 

dem Zeugen oder der Zeugin das Protokoll vorzulesen oder zum Lesen vorzule-
gen und es von ihm oder ihr unterzeichnen zu lassen.

c. Die Aufzeichnung wird zu den Akten genommen.

§  86 Abs. 1  (geändert), Abs. 2  (geändert)
1 Wenn Zeuginnen oder Zeugen trotz gehöriger Vorladung ohne begründete Entschuldi-
gung zur Einvernahme nicht erscheinen oder unberechtigt die Aussage verweigern, kann 
die Behörde eine Ordnungsbusse verhängen (§ 51).
2 Die Behörde kann ferner säumige Zeuginnen und Zeugen polizeilich zuführen lassen 
und ihnen, wenn sie die Aussage trotz verhängter Ordnungsbusse weiter verweigern, 
Strafe wegen Ungehorsams nach Artikel 292 des Strafgesetzbuches androhen.

§  87 Abs. 1  (geändert)
1 Der Zeuge oder die Zeugin hat Anspruch auf die in den Kostenverordnungen vorgese-
hene Entschädigung.

§  90 Abs. 2  (geändert)
2 Ist die Partei eine juristische Person oder eine Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft, 
so bestimmt die Behörde, wer von den Organmitgliedern, Geschäftsführerinnen oder 
Geschäftsführer oder Gesellschafterinnen oder Gesellschaftern als Partei einzuverneh-
men ist.

§  96 Abs. 2  (geändert)
2 Die Behörde lässt den Parteien das Gutachten oder, bei mündlicher Begutachtung, 
einen Auszug aus dem Protokoll zustellen.

§  102 Abs. 1  (geändert)
1 Die Behörde lässt Sachverständige und Zeuginnen und Zeugen, soweit erforderlich und 
angemessen, am Augenschein teilnehmen.

§  105 Abs. 1  (geändert)
1 Wenn Parteien, Parteivertreterinnen oder -vertreter oder Dritte den Augenschein unbe-
rechtigt verhindern, kann die Behörde Ordnungsbussen bis 2000 Franken verhängen 
(§ 51), Strafe wegen Ungehorsams nach Artikel 292 des Strafgesetzbuches androhen 
oder den Augenschein mit polizeilicher Hilfe durchführen.

§  107 Abs. 2
2 Ein Sachentscheid setzt namentlich voraus:
c. (geändert) Vertretungsbefugnis der Parteivertreterinnen und -vertreter;
d. (geändert) Befugnis zur Eingabe;
e. (geändert) frist- und formgerechte Eingabe;

§  110 Abs. 1  (geändert), Abs. 3  (geändert)

5. Inhalt des Entscheids  (Überschrift geändert)
1 Der Entscheid enthält folgende Angaben:
a. (geändert) entscheidende Behörde, in Entscheiden gerichtlicher Instanzen über-

dies die Namen der mitwirkenden Richterinnen und Richter;
b. (geändert) Parteien und Parteivertreterinnen und -vertreter;
f. (geändert) Datum des Entscheides und des Versandes, sofern sich das Versandda-

tum nicht aus der elektronischen Übermittlung ergibt;
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g. (geändert) Namen der für die Behörde handelnden Personen und die elektronische 
Signatur gemäss § 26d Absatz 2 oder auf Papier die Unterschriften; bei Massen-
verfügungen kann darauf verzichtet werden.

3 Entscheide in Briefform sind als solche zu bezeichnen. Absatz 1 ist sinngemäss an-
wendbar.

§  112 Abs. 1  (geändert)
1 Die Behörde eröffnet den Parteien den Entscheid schriftlich auf eine der in den §§ 28 
und 30 bestimmten Arten.

§  113 Abs. 1  (geändert), Abs. 2, Abs. 3  (geändert)
1 Ist die Zustellung an eine Partei wegen unbekannten Aufenthaltes oder aus einem 
andern Grunde nicht möglich, so kann die Behörde im Kantonsblatt bekanntgeben, dass 
die Partei während einer bestimmten Frist den Entscheid bei einer Amtsstelle einsehen 
und beziehen kann.
2 Die Mitteilung im Kantonsblatt enthält folgende Angaben:
b. (geändert) Empfänger oder Empfängerin und Gegenstand des Verfahrens;
3 Der Entscheid gilt als eröffnet, wenn dieser von der Partei eingesehen oder bezogen 
wird, spätestens jedoch mit Ablauf der angesetzten Frist.

§  115 Abs. 1  (geändert)
1 Die Behörde kann Fehlschreibungen und Rechnungsfehler eines Entscheids jederzeit 
berichtigen.

§  120 Abs. 2  (geändert)
2 Mit der Einspracheschrift sind die Beweisurkunden (§ 62) einzureichen.

§  124 Abs. 2  (geändert)
2 Das Gesuch kann jederzeit schriftlich gestellt werden.

§  128a Abs. 1
1 Das Rechtsmittel ist zulässig gegen einen Entscheid, welcher
b. (geändert) das Verfahren nur für einen Teil der Beschwerdeführerinnen oder Be-

schwerdeführer abschliesst.

§  132 Abs. 2  (geändert)
2 Mit der Rechtsmittelschrift sind der angefochtene Entscheid, die Vollmachtsurkunde 
des Parteivertreters oder der Parteivertreterin und die Beweisurkunden, über die der Ein-
gabesteller oder die Eingabestellerin verfügt, samt einem Verzeichnis der Urkunden ein-
zureichen.

§  133 Abs. 2  (geändert), Abs. 3  (aufgehoben)
2 Die Partei oder ihr Vertreter oder ihre Vertreterin hat die Rechtsmittelschrift zu unter-
zeichnen.
3 aufgehoben

§  134 Abs. 1  (geändert), Abs. 2  (aufgehoben), Abs. 3  (aufgehoben)
1 Die Rechtsmittelschrift in Papierform ist in genügender Anzahl für alle beteiligten Be-
hörden und Gegenparteien, mindestens jedoch im Doppel, einzureichen.
2 aufgehoben
3 aufgehoben

§  135 Abs. 1  (geändert), Abs. 2  (geändert)
1 Wenn eine Rechtsschrift den durch die gute Sitte gebotenen Anstand verletzt oder 
übermässig weitschweifig ist, setzt die Behörde dem Eingabesteller oder der Eingabe-
stellerin eine angemessene Frist zur Einreichung einer verbesserten Eingabe.
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2 Wenn eine Rechtsschrift unleserlich oder unverständlich ist oder nicht alle notwendi-
gen Angaben enthält, setzt die Behörde dem Eingabesteller oder der Eingabestellerin ei-
ne angemessene Frist zur Verbesserung oder Ergänzung; sie kann ihn oder ihr stattdes-
sen zu einer Einvernahme vorladen und seine beziehungsweise ihre Anbringen, soweit 
erforderlich, zu Protokoll nehmen.

§  141 Abs. 1  (geändert), Abs. 2  (neu), Abs. 3  (neu)

14. Aktenführung  (Überschrift geändert)
1 Für jedes Rechtsmittelverfahren wird ein elektronisches Aktendossier geführt. Diese 
umfasst insbesondere:
a. (neu) die Rechtsschriften,
b. (neu) die Protokolle,
c. (neu) die Beweisurkunden sowie
d. (neu) weitere verfahrensrelevante Akten.
2 Die verfahrensleitende Behörde sorgt für die systematische Ablage der Akten und legt 
ein Aktenverzeichnis an.
3 Akten, die elektronisch eingelesen sind und für das Verfahren nicht mehr benötigt wer-
den und dem Eingabesteller oder der Eingabestellerin auch nicht zurückzusenden sind, 
werden vernichtet. Der Regierungsrat und das Kantonsgericht können das Nähere durch 
Verordnung regeln.

§  144 Abs. 1  (geändert), Abs. 2  (geändert)
1 Der Beschwerdeführer oder die Beschwerdeführerin kann mit der Verwaltungsbe-
schwerde alle Mängel des angefochtenen Entscheides und des Verfahrens rügen, näm-
lich:

Aufzählung unverändert.
2 In Sachen aus dem eigenen Wirkungskreis der Gemeinde oder eines andern dem 
Kanton nachgeordneten Gemeinwesens (§ 1 Abs. 1d) kann der Beschwerdeführer oder 
die Beschwerdeführerin vor der kantonalen Beschwerdeinstanz die Handhabung des Er-
messens nicht rügen, ausgenommen Überschreitungen oder Missbrauch des Ermessens.

§  152 Abs. 1  (geändert)
1 Mit der Verwaltungsgerichtsbeschwerde kann der Beschwerdeführer oder die Be-
schwerdeführerin, unter Vorbehalt abweichender Vorschriften, folgende Mängel des 
angefochtenen Entscheides und des Verfahrens rügen:

Aufzählung unverändert.

§  156 Abs. 1  (geändert)
1 Soweit dieses Gesetz oder andere Erlasse es vorsehen, kann der Beschwerdeführer oder 
die Beschwerdeführerin mit der Verwaltungsgerichtsbeschwerde auch die unrichtige 
Handhabung des Ermessens rügen.

§  162 Abs. 1
1 Das Kantonsgericht beurteilt unter Vorbehalt von § 163 als Klageinstanz öffentlich-
rechtliche Streitsachen:
c. (geändert) aus Konzessionen zwischen einem Gemeinwesen und dem Konzessio-

när oder der Konzessionärin oder zwischen Konzessionärinnen und Konzessio-
nären unter sich;

d. (geändert) wegen vermögensrechtlicher Ansprüche aus öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnissen der Behördenmitglieder, Ersatzleute und Angestellten im Sinn 
von § 2 Unterabsatz a des Personalgesetzes6;

§  164 Abs. 1  (geändert)
1 Bevor der Kläger oder die Klägerin eine Klage einreicht, soll er dem oder der Beklag-
ten die Klagebegehren und die Gründe mitteilen und ihm eine angemessene Frist zur 
Stellungnahme einräumen.

6 SRL Nr. 51

https://srl.lu.ch/data/51/de
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§  166 Abs. 1  (geändert), Abs. 2  (geändert)

5. Inhalt der Klage  (Überschrift geändert)
1 Die Klage enthält:
a. (geändert) die Bezeichnung der Parteien und ihrer Vertreterinnern oder Vertreter;
f. (geändert) sofern auf Papier eingereicht das Datum und die Unterschrift des Ver-

fassers oder der Verfasserin.
2 Mit der Klageschrift hat der Kläger oder die Klägerin, soweit in seinem Besitz, folgen-
de Urkunden einzureichen:
a. (geändert) Beweisurkunden (§ 62) samt einem Verzeichnis der Urkunden;
b. (geändert) Kopie der Anzeige des Klägers oder der Klägerin an den Beklagten 

oder die Beklagte (§ 164);
c. (geändert) allfällige Stellungnahme des oder der Beklagten (§ 164).

§  167 Abs. 1  (geändert), Abs. 2  (geändert)

6. Klageantwort  (Überschrift geändert)
1 Die Klageantwort enthält:
e. (geändert) die Stellungnahme zu den tatsächlichen Anbringen des Klägers oder 

der Klägerin und eine knappe Darstellung des Sachverhalts zur Begründung der 
eigenen Anträge;

g. (geändert) sofern auf Papier eingereicht das Datum und die Unterschrift des Ver-
fassers oder der Verfasserin.

2 Mit der Klageantwort hat der oder die Beklagte, soweit in Besitz, die Beweisurkunden 
(§ 62) einzureichen.

§  168 Abs. 1  (geändert), Abs. 2  (geändert)
1 Mit der Widerklage kann der oder die Beklagte gegen den Kläger oder die Klägerin 
Ansprüche geltend machen, die nach § 162 Gegenstand der verwaltungsgerichtlichen 
Klage bilden können; sie müssen ferner mit einem eingeklagten Anspruch rechtlich zu-
sammenhängen oder sich mit ihm verrechnen lassen.
2 Wenn sich die Widerklage nicht sofort als unzulässig erweist, erhält der Kläger oder 
die Klägerin Gelegenheit zur Antwort.

§  169 Abs. 1  (geändert)
1 Der Instruktionsrichter oder die Instruktionsrichterin kann den Parteien einen schriftli-
chen Vergleichsvorschlag unterbreiten oder sie zu einer Einigungsverhandlung vorladen.

§  175 Abs. 2  (geändert)
2 Der Gesuchsteller oder die Gesuchstellerin hat glaubhaft zu machen, dass er oder sie 
trotz zumutbarer Sorgfalt nicht in der Lage war, die neuen Tatsachen oder Beweismittel 
im früheren Verfahren oder durch ein Rechtsmittel geltend zu machen, oder dass er oder 
sie dies aus entschuldbaren Gründen unterlassen hat.

§  177 Abs. 1
1 Das Revisionsgesuch ist innert folgender Fristen einzureichen:
a. (geändert) im Falle von § 174 innert 90 Tagen, seit der Gesuchsteller oder die Ge-

suchstellerin vom Abschluss des Strafverfahrens Kenntnis erhalten hat, jedoch 
spätestens innert 10 Jahren seit Zustellung des Entscheides. Falls kein Strafverfah-
ren möglich ist, beginnt die Frist von 90 Tagen zu laufen, sobald der Gesuchstel-
ler oder die Gesuchstellerin in der Lage ist, das Revisionsgesuch zu begründen;

§  183 Abs. 1
1 Beschwerdeinstanzen sind:
cbis. (geändert) die Dienststellenleiter oder die Dienststellenleiterin der kantonalen 

Verwaltung bei Aufsichtsbeschwerden gegen unterstellte Angestellte,

§  186 Abs. 2  (geändert), Abs. 4  (geändert)
2 Wenn sich die Aufsichtsbeschwerde nicht sofort als unzulässig oder unbegründet er-
weist, holt die Beschwerdeinstanz die Vernehmlassung des oder der Beschwerdebeklag-
ten ein und klärt den Sachverhalt ab.
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4 Wird mutwillig eine unzulässige oder offensichtlich unbegründete Aufsichtsbeschwer-
de erhoben, können dem Beschwerdeführer oder der Beschwerdeführerin die Kosten des 
Verfahrens auferlegt werden.

§  187 Abs. 1  (geändert)
1 Wenn dem oder der Beschwerdebeklagten ein grobes Verschulden zur Last fällt, kann 
die Beschwerdeinstanz ihm oder ihr die Verfahrenskosten und eine Ordnungsbusse bis 
zu 2000 Franken auferlegen.

§  195 Abs. 2  (geändert)
2 Wenn die Partei den Vorschuss trotz Androhung der Folgen innert eingeräumter Frist 
nicht leistet und das Verfahren nicht von Amtes wegen durchzuführen ist, braucht die 
Behörde auf die Eingabe nicht einzutreten.

§  198 Abs. 2  (geändert)
2 Der Rückzug einer Eingabe wird ihrer Abweisung gleichgestellt.

§  202 Abs. 1  (geändert)
1 In Klagefällen kann das Kantonsgericht ohne Rücksicht auf den Prozessausgang die 
Verfahrenskosten ganz oder teilweise dem Kläger oder der Klägerin auferlegen, wenn er 
oder sie die Klage eingereicht hat, ohne vorher die Klageanträge dem oder der Beklagten 
vorschriftsgemäss anzuzeigen (§ 164), oder wenn ihm das Urteil nicht erheblich mehr 
zuspricht, als ihm der oder die Beklagte vor Prozessbeginn angeboten hat.

§  204 Abs. 2  (geändert)
2 Wenn die Art der Streitsache es rechtfertigt, weist die Behörde einer bedürftigen Partei 
auf begründetes Gesuch hin einen Anwalt oder eine Anwältin, der oder die nach dem 
Anwaltsgesetz zur Parteivertretung zugelassen ist, zu.

§  205a Abs. 2  (geändert)
2 Das Kantonsgericht oder das zuständige Departement kann die Prozessführung einer 
anderen Amtsstelle oder einem Anwalt oder einer Anwältin, der oder die nach dem An-
waltsgesetz zur Parteivertretung zugelassen ist, übertragen.

§  207 Abs. 1  (geändert)
1 Die berechtigten Gemeinwesen und Privaten lassen Entscheide, die den Pflichtigen 
oder die Pflichtige zu Zahlungen oder Sicherheitsleistungen verpflichten, durch Schuld-
betreibung vollstrecken.

§  211 Abs. 1  (geändert)
1 Wird jemand durch einen Entscheid zu einem bestimmten Verhalten (Handeln, Dulden, 
Unterlassen) verpflichtet, so kann ihm oder ihr die entscheidende Behörde für den Fall 
des Ungehorsams nach Artikel 292 des Schweizerischen Strafgesetzbuches Busse andro-
hen. Die gleiche Befugnis steht der Vollstreckungsbehörde zu.

§  212 Abs. 1  (geändert)
1 Die in § 209 bezeichnete Behörde leitet die Ersatzvornahme oder den unmittelbaren 
Zwang ein und besorgt, auch auf Ersuchen einer anderen Behörde oder eines berechtig-
ten oder einer berechtigten Privaten, die Vollstreckung.

§  213 Abs. 2  (geändert)
2 Bevor die Behörde eine Ersatzvornahme oder unmittelbaren Zwang anordnet, droht sie 
dem oder der Pflichtigen die Zwangsmassnahme an und setzt ihm eine angemessene 
Frist zur Erfüllung; sie kann damit die Strafandrohung nach Artikel 292 des Schweizeri-
schen Strafgesetzbuches verbinden.

§  215 Abs. 1  (geändert), Abs. 2  (geändert), Abs. 3  (geändert)
1 Die Behörde setzt die von dem oder der Pflichtigen für die Vollstreckung zu vergüten-
den amtlichen Kosten (§ 193 Abs. 2) fest.
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2 Gegen den Kostenentscheid kann der oder die Pflichtige beim Kantonsgericht Be-
schwerde führen.
3 Mit Ausnahme von Kanton und Gemeinden haben die Gemeinwesen sowie Private die 
Vollstreckungskosten zu vergüten unter Vorbehalt des Rückgriffs auf den Pflichtigen 
oder die Pflichtige.

II.

1.
Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer vom 
14. September 20097 (Stand 1. Januar 2020) wird wie folgt geändert:

§  12 Abs. 2  (neu)
2 Die Vorschriften über den Einsatz von elektronischen Mitteln zur Ton- und Bildüber-
tragung des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege vom 3. Juli 19728 gelten sinnge-
mäss.

§  18 Abs. 1  (geändert), Abs. 5  (geändert)
1 Das Amt für Migration kann Ausländerinnen und Ausländern das Verlassen eines zu-
gewiesenen Gebietes oder das Betreten eines bestimmten Gebietes verbieten. Der betrof-
fenen Person ist vorgängig das rechtliche Gehör zu gewähren. Die Bestimmungen von § 
9 sind sinngemäss anzuwenden.
5 Der Entscheid wird schriftlich eröffnet.

§  24 Abs. 1  (geändert)
1 Soweit das Bundesrecht und dieses Gesetz nichts Abweichendes regeln, richtet sich das 
Verfahren nach dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege (VRG) vom 3. Juli 1972.

2.
Gesetz über die Organisation von Regierung und Verwaltung (Organisationsgesetz, OG) 
vom 13. März 19959 (Stand 1. Januar 2026) wird wie folgt geändert:

§  5 Abs. 1  (geändert)
1 In dringenden Angelegenheiten können Beschlüsse auf dem Zirkulationsweg gefasst 
werden. Zu ihrer Gültigkeit müssen ihnen wenigstens drei Mitgliedern des Regierungs-
rates zustimmen.

3.
Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch (EGZGB) vom 20. Novem-
ber 200010 (Stand 1. Januar 2022) wird wie folgt geändert:

§  13d Abs. 1  (geändert)
1 Die weggewiesene Person kann innert fünf Tagen seit Eröffnung der Verfügung der 
Polizei Beschwerde beim Zwangsmassnahmengericht erheben.

§  13e Abs. 2  (geändert)
2 Die weggewiesene Person kann gegen die Verfügung des zuständigen Staatsanwalts 
oder der zuständigen Staatsanwältin Beschwerde beim Zwangsmassnahmengericht erhe-
ben.

7 SRL Nr. 7
8 SRL Nr. 40. Auf dieses Gesetz wird im Folgenden nicht mehr hingewiesen.
9 SRL Nr. 20
10 SRL Nr. 200

https://srl.lu.ch/data/200/de
https://srl.lu.ch/data/20/de
https://srl.lu.ch/data/40/de
https://srl.lu.ch/data/7/de
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§  27 Abs. 1  (geändert)
1 Verweigert die gesetzliche Vertreterin oder der gesetzliche Vertreter die Zustimmung 
zur Eheschliessung oder zur Eintragung der Partnerschaft, kann die betroffene Person 
innert 20 Tagen an das für ihren Wohnsitz zuständigen Bezirksgericht eine Eingabe 
richten.

4.
Gesetz über die Organisation der Gerichte und Behörden in Zivil-, Straf- und verwal-
tungsgerichtlichen Verfahren (Justizgesetz, JusG) vom 10. Mai 201011 (Stand 1. Janu-
ar 2026) wird wie folgt geändert:

§  6a  (neu)

Elektronische Aktenführung und Übertragung von Einsendungen in elektronisches For-
mat
1 Die Behörden führen ihre Akten in elektronischer Form. Sie übertragen physisch ein-
gereichte Dokumente, soweit sie sich dafür eignen, in ein elektronisches Dateiformat 
oder lassen diese durch Dritte übertragen.
2 Bei der Übertragung in ein elektronisches Dateiformat ist nach dem Stand der Technik 
sicherzustellen, dass das elektronische Dokument mit dem Papierdokument überein-
stimmt und dass es nicht verändert werden kann, ohne dass sich dies feststellen lässt.
3 Das Kantonsgericht regelt das Nähere in einer Verordnung, insbesondere die Zustän-
digkeiten, die Anforderungen an beauftragte Dritte, die Informations- und Datensicher-
heit sowie die Aufbewahrung, Rückgabe, Vernichtung und Löschung der Papierdoku-
mente und der elektronisch erfassten Daten.

5.

Gesetz über den Justizvollzug (JVG) vom 14. September 201512 (Stand 1. Septem-
ber 2021) wird wie folgt geändert:

Titel nach § 39  (geändert)

6 Disziplinarrecht und Verfahren

Titel nach § 41  (geändert)

6.2 Verfahrensrecht und Rechtsschutz

§  41a  (neu)

Anwendbares Verfahrensrecht
1 Soweit das Bundesrecht und dieses Gesetz nichts Abweichendes regeln, richtet sich das 
Verfahren nach dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege.

6.

Steuergesetz (StG) vom 22. November 199913 (Stand 1. Juni 2025) wird wie folgt geän-
dert:

§  170 Abs. 3  (geändert)
3 Zusammen mit dem Revisionsgesuch sind die notwendigen Beweismittel einzureichen 
oder, wenn dies nicht möglich ist, genau zu bezeichnen.

11 SRL Nr. 260
12 SRL Nr. 305
13 SRL Nr. 620

https://srl.lu.ch/data/620/de
https://srl.lu.ch/data/305/de
https://srl.lu.ch/data/260/de
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7.

Enteignungsgesetz (EntG) vom 29. Juni 197014 (Stand 1. März 2024) wird wie folgt ge-
ändert:

§  13 Abs. 3  (geändert)
3 Der Enteigner oder die Enteignerin hat innert 30 Tagen nach rechtskräftiger Festset-
zung der Entschädigung dem oder der Enteigneten mit eingeschriebenem Brief oder auf 
andere Weise gegen Empfangsbestätigung die Wahl der Teilenteignung oder der Enteig-
nung des Ganzen mitzuteilen.

§  15 Abs. 1  (geändert)
1 Der Enteigner oder die Enteignerin kann innert 30 Tagen nach rechtskräftiger Festset-
zung der Entschädigung mit eingeschriebenem Brief oder auf andere Weise gegen Emp-
fangsbestätigung gegenüber dem oder der Enteigneten auf den Vollzug der Enteignung 
verzichten, sofern keine vorzeitige Besitzeseinweisung erfolgt ist. Auf Begehren des 
Enteigners oder der Enteignerin kann der Präsident oder die Präsidentin der Schätzungs-
kommission die Frist unter Anzeige an die Enteigneten erstrecken.

§  25 Abs. 1  (geändert)
1 Handlungen, die zur Vorbereitung eines Werkes, für das die Enteignung verlangt wer-
den kann, unumgänglich notwendig sind (Begehungen, Planaufnahmen, Bodenproben, 
Aussteckungen, Vermessungen usw.), müssen mindestens 10 Tage vor der Vornahme 
dem Eigentümer oder der Eigentümerin mit eingeschriebenem Brief oder auf andere 
Weise gegen Empfangsbestätigung angezeigt werden.

§  26 Abs. 2  (geändert), Abs. 3  (geändert), Abs. 4  (geändert)
2 Mit dem Gesuch sind einzureichen:

Aufzählung unverändert.
3 Wenn gleichzeitig die von den interessierten Grundeigentümern für die Erstellung des 
öffentlichen Werkes zu leistenden Beiträge festgesetzt werden sollen, so ist auch ein 
Verzeichnis der Grundstücke einzureichen, die für die Leistung von Beiträgen in Aus-
sicht genommen sind.
4 Wird das Gesuch in Papierform eingereicht, sind das Gesuch und die Beilagen für jede 
Gemeinde, deren Gebiet von der Enteignung berührt wird, im Doppel einzureichen.

§  30 Abs. 1  (geändert)
1 Die Gemeinde hat gleichzeitig allen im Enteignungsverzeichnis aufgeführten Inhabe-
rinnen und Inhabern von zu enteignenden Rechten schriftlich eine Kopie der öffentli-
chen Bekanntmachung und den sie betreffenden Auszug aus dem Enteignungsverzeich-
nis zuzustellen.

§  42 Abs. 1  (geändert)
1 Bei der Einreichung in Papierform sind die Rechtsschriften in je einem Exemplar für 
die Schätzungsbehörde und für jede Gegenpartei einzureichen. Haben mehrere Gegen-
parteien den gleichen Vertreter bestimmt, so genügt für sie eine einziges Exemplar.

§  48 Abs. 3  (geändert)
3 Der Entscheid enthält folgende Angaben:
a. (geändert) die Namen der mitwirkenden Richterinnen und Richter;
a.bis (neu) die Parteien und Parteivertreterinnen und -vertreter;
g. (geändert) das Datum des Entscheides sowie die Namen und die elektronische Si-

gnatur gemäss § 26d Absatz 2 VRG oder auf Papier die Unterschrift;
h. (geändert) das Versanddatum, sofern es sich nicht aus der elektronischen Über-

mittlung ergibt.

14 SRL Nr. 730

https://srl.lu.ch/data/730/de
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§  53 Abs. 1  (geändert)
1 Sind die Voraussetzungen für die Durchführung des Schätzungsverfahrens gegeben, so 
setzt der Präsident oder die Präsidentin der Schätzungskommission den von der Enteig-
nung Betroffenen eine Frist von 30 Tagen, innert der bei ihm oder ihr anzumelden sind:

Aufzählung unverändert.

§  55 Abs. 5  (geändert)
5 Die nachträglichen Entschädigungsansprüche und weiteren Begehren sind schriftlich 
beim Präsidenten oder der Präsidentin der Schätzungskommission anzumelden.

§  56 Abs. 1  (geändert)
1 Der Präsident oder die Präsidentin der Schätzungskommission lädt die Parteien min-
destens 20 Tage vorher zur Schätzungsverhandlung vor. Die Parteien sind in der Vorla-
dung darauf aufmerksam zu machen, dass die Verhandlung auch in ihrer Abwesenheit 
stattfindet.

§  66 Abs. 3  (geändert), Abs. 4  (geändert)
3 Den aus dem Grundbuch ersichtlichen Berechtigten werden, wenn sie einen bekannten 
Wohnsitz oder in der Schweiz einen Vertreter oder eine Vertreterin haben, Abzüge der 
Bekanntmachung zugestellt.
4 Sofern die Beteiligten genau bestimmbar sind, kann die Fristansetzung an sie schrift-
lich erfolgen.

§  68 Abs. 2  (geändert)
2 Ist ein Pfandtitel nicht eingereicht worden, so werden die erforderlichen Änderungen 
und Löschungen im Grundbuch trotzdem vorgenommen und den Beteiligten durch öf-
fentliche Bekanntmachung und, wenn deren Name und Wohnort bekannt sind, auch 
schriftlich zur Kenntnis gebracht mit der Anzeige, dass die Veräusserung oder Verpfän-
dung des Titels ohne Berücksichtigung des Ausfalles strafbar ist.

§  71 Abs. 1  (geändert)
1 Der Enteigner oder die Enteignerin hat dem oder der Rückforderungsberechtigten unter 
Schadenersatzfolge mit eingeschriebenem Brief oder auf andere Weise gegen Emp-
fangsbestätigung anzuzeigen, wenn er oder sie das enteignete Recht veräussern oder zu 
einem Zwecke verwenden will, für den das Enteignungsrecht nicht gegeben ist.

§  79 Abs. 1  (geändert)
1 Entschädigungsforderungen sind innert 10 Jahren seit Inkrafttreten der Eigentumsbe-
schränkung beim Präsidenten oder bei der Präsidentin der Schätzungskommission 
schriftlich anzumelden und zu begründen; das Gemeinwesen kann diese Frist auf Ge-
such des betroffenen Grundeigentümers oder der betroffenen Grundeigentümerin verlän-
gern.

§  85 Abs. 1  (geändert), Abs. 2  (geändert)
1 Die in diesem Gesetz vorgesehenen amtlichen Zustellungen haben schriftlich zu erfol-
gen. Es gelten die Formvorschriften des Verwaltungsrechtspflegegesetzes.
2 Wohnt der Empfänger oder die Empfängerin nicht in der Schweiz und hat er oder sie 
daselbst trotz Aufforderung keinen Vertreter oder keine Vertreterin bestellt, oder ist sein 
oder ihr Aufenthaltsort unbekannt und hat er oder sie auch keine Adresse auf dem für 
die Behörde massgeblichen elektronischen Übermittlungssystem angegeben, so wird die 
zuzustellende Urkunde bei der Gemeinde, in deren Gebiet der Gegenstand der Enteig-
nung liegt, hinterlegt und dies öffentlich bekanntgemacht; die Fristen beginnen mit der 
Bekanntmachung zu laufen.
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8.

Gesetz über den Feuerschutz (FSG) vom 5. November 195715 (Stand 1. Juli 2022) wird 
wie folgt geändert:

§  106 Abs. 3  (geändert)
3 Die Befreiung von der Ersatzabgabe erfolgt auf Gesuch hin. Das Gesuch um Befreiung 
von der Ersatzabgabe ist schriftlich und begründet bei der Veranlagungsbehörde einzu-
reichen. Allfällige Beweismittel sind zusammen mit dem Gesuch einzureichen.

III.
Keine Fremdaufhebungen.

IV.
Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten. Die Änderung unterliegt dem fakultativen 
Referendum.

Luzern, ...

Im Namen des Kantonsrates
 
Der Präsident/Die Präsidentin: ...
Der Staatsschreiber: ...

15 SRL Nr. 740
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